Deutscher Bundestag Drucksache 10/5764 

10. Wahlperiode 

25. 06. 86 


Sachgebiet 753 


Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Müller (Düsseldorf). Kiehm, Dr. Hauff, Bachmaier, Frau Blunck, 
Frau Dr. Hartenstein, Frau Dr. Martiny-Glotz, Lennartz, Schäfer (Offenburg), 

Dr. Sperling, Wartenberg (Berlin), Frau Weyel und der Fraktion der SPD 


zur dritten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwrurfs eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 
— Drucksachen 10/3973, 10/5727 — 


Der Bundestag wolle Ijeschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die öffentliche Hand hat dafür Sorge zu tragen, daß die Gewässer 
so bewirtschaftet werden, daß Tiinkwasser geschont wird, eine 
intakte Gewässerökologie erhalten oder wiederhergestellt wird 
xmd für zukünftige Generationen geschützt bleibt. Der Deutsche 
Brmdestag sieht mit Sorge die Gefährdungen des lebensnotwen- 
digen Gutes Wasser, das imverantworthch verschwendet rmd 
verschmutzt wird. Auf Dauer kann das Wasser nicht zugleich 
Quelle des Lebens imd Müllhalde sein. Ein rationeller imd öko- 
logisch verantwortlicher Umgang mit dem Wasser ist auch öko- 
nomisch notwendig, da dadiurch ein Beitrag zu einem qualitativen 
wirtschaftlichen Wachstum geschaffen wird. 

Die tragenden Prinzipien der Umweltpolitik, Vorsorgepiinzip und 
Verursacherprinzip, müssen gerade im Wasserbereich strikt ange- 
wendet werden. Vorrangig ist es, Gewässerverunreinigungen gar 
nicht erst entstehen zu lassen imd Schadstoffe bereits an ihrem 
Entstehungsort zurückzuhalten. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bimdesregierung auf, 

1. unverzüglich das rechUiche Instrumentarium zur Durchsetzung 
des Standes der Technik in den Verwaltungsvorschriften zu 
schaffen, um die von gefährlichen Stoffen ausgehenden Gefah- 
ren für die Gewässer baldmöglichst in dem erforderlichen 
Umfang zu verringern, 

2. sicherzustellen, daß auch für die Indirekteinleiter baldmög- 
lichst bundeseinheitlich der Stand der Tedmik bei der 
Abwasserreinigung am Ort des Anfeills der gefährlichen Stoffe 
durchgesetzt wird. 
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3. die Verwirldichtmg der ursprünglich vorgesehenen Regelun- 
gen zur Diuchsetzung von Bewirtschaftungsplänen mit dem 
Ziel eines besseren Gewässerschutzes weiter zu verfolgen, 

4. sich bei den Ländern dafür einzusetzen, daß Maßnahmen der 
Landwirtschaft, die das Grundwasser belasten, gemäß § 3 
Abs. 2 Nr. 2 als grundsätzlich verboten bzw. erlaubnispfhchtig 
verhindert werden. Entsprechend dem Vorschlag des Sachver- 
ständigenrats für Umweltfragen sollte der Länder-VoUzug 
durch eine Konkretisierung der Gefährdungstatbestände 
erleichtert werden, 

5. durch bündeseinheitliche Rechtsvorschriften sicherzustellen, 
daß Leistungen der Landwirtschedt für Landschaftspflege, 
Natur^^, Gewässer- und Bodehschutz im Bereich der Agrarpoli- 
tik gefördert bzw. abjgegolten werden. 

Bonn, den 25. Jimi 1986 

Müller (Düsseldorf) 

Klehm 

Dr. Hauff 

Bachmaler 

FrauBlunck 

Frau Dr. Hartenstein 

Frau Dr. Martiny-Glotz 

Lennartz 

Schäfer (Offenburg) 

Dr. Sperling 
Wartenberg (Berlin) 

Frau Weyel 

Dr. Vogel und Fraktion 
Begründung 

Die Forderungen ein die Bundesregierung sind notwendig, um 
eine nachhaltige Verbessenmg des Gewässerschutzes sicherzu- 
stellen. Die Prinzipien Vorsorge und Verursacherprinzip müssen 
mit diesem Gesetz erhalten und in der Anwendung verbessert 
werden. Dies leistet der von den Koahtionsfraküonen vorgelegte 
Gesetzentwurf nicht. 
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